
Entscheidungsgründe:
Der Kläger hat versucht, durch Benen­
nung von Zeugen zu beweisen, daß er 
vor dem Gehöft des Bauern Häntzschel 
nicht Aufstellung genommen hatte. Die­
ser Beweis ist ihm mißlungen. In über­
einstimmender Weise haben die Zeugen 
Gerstenhöfer, Kaltofen, Weyrauch und 
Berger die Anwesenheit des Klägers vor 
dem Gehöft des Häntzschel, bekundet. 
Die Zeugin Kluge hat den Kläger un­
mittelbar nach der Demonstration am 
Volkshaus Leubsdorf Vorbeigehen sehen. 
Zur Herbeiführung wahrheitsgemäßer 
Aussagen hat die Kammer gemäß § 58 
Abs. 2 AGG die Beeidigung der vorge­
nannten Zeugen angeordnet, da die Aus­
sagen der Verwandten des Klägers wie 
des Zeugen Martin im Widerspruch zu 
den vorgenannten Zeugenaussagen stan­
den.
Die Beweisaufnahme hat damit die Rich­
tigkeit der im Kündigungsschreiben vom
14. 5. 1950 angeführten Gründe ergeben. 
Dem Kläger ist unter Einhaltung der im 
Tarifvertrag festgelegten Kündigungs­
frist von 6 Wochen am 14. 5. 1950 zum 
30. 6. 1950 gekündigt worden.
Nach den Feststellungen des Gerichts, 
insbesondere auf Grund der Beweisauf­
nahme, die im Ergebnis starke Abwei­
chungen aufweist, die aber hinsichtlich 
der Aussagen der vom Beklagten be­
nannten Zeugen einwandfrei ergeben 
hat, daß der Kläger nicht im Demon­
strationszug, wo er als Angestellter der 
öffentlichen Verwaltung nach Ansicht der 
fortschrittlich demokratischen Kräfte hin­
gehört hätte, sondern im Gehöft dessen 
gestanden hat, gegen den die Demon­
stration überhaupt durchgeführt worden 
war.
Wenn der Kläger durch eine Anzahl 
Zeugen versucht hat, zu beweisen, daß 
er nicht dort gewesen ist, so konnte er 
aber in keiner Weise den Beweis dar­
über erbringen, daß er wirklich zu Hause 
war, wie seine Verwandten das ange­
geben haben und wie der Zeuge Martin 
vom Rad aus gesehen haben will.
Der vorliegende Rechtsstreit ist nach 
Meinung des Gerichts ein Streit mit aus­
gesprochen politischem Hintergrund.
Die Aussage des vom Kläger benannten 
Zeugen Kreuer läßt für das Gericht viele 
Schlüsse ziehen. Der Zeuge läßt, wie er 
selbst ausgeführt hat, erkennen, daß er 
den Kläger in den Räumen, kurzum im 
Gehöft des Häntzschel gesucht hat. Be­
stritten ist auch nicht vom Kläger wor­
den, daß er tags zuvor — wohl angeb­
lich um Briefmarken zu tauschen — eine 
Unterredung mit dem Zeugen gehabt 
hat. Bemerkenswert ist, daß der Zeuge 
Kreuer den Kläger keinesfalls im De­
monstrationszug gesucht hat. Der Zeuge 
Kreuer hat wörtlich ausgesagt: „Für
mich ist es ausgeschlossen, daß der Klä­
ger am Demonstrationszug teilgenommen 
hat. Von unserem Standpunkt aus hätte 
niemand am Demonstrationszug teilge­
nommen."
Hinter diesen Worten verbirgt sich in 
ganz klarer eindeutiger Weise die Ab­
sicht derjenigen, und zwar nicht der fort­
schrittlichen demokratischen Kräfte, son­

dern der gegnerischen Kräfte, die sich 
bewußt einer derartigen Massenkund­
gebung widersetzen.
Die Demonstration in Leubsdorf hat klar 

ezeigt, daß es galt, die die Aktions­
raft lähmenden Kräfte der Nationalen 

Front des demokratischen Deutschlands, 
die insbesondere auch in der CDU eine 
führende Rolle eingenommen hatten, zu 
erkennen und sie von weiterer volkszer­
setzender Tätigkeit auszuschließen.
ln der nach der Demonstration anschlie­
ßenden Kundgebung im Volkshaus zu 
Leubsdorf haben alle Vertreter der Block­
parteien ihren Unwillen gegen die volks­
feindlichen Kräfte zum Ausdruck ge­
bracht und einmütig in einer Entschlie­
ßung ihren Willen bekundet, im geschlos­
senen Block der Nationalen Front den 
Kampf gegen Volksfeinde und Doppel­
züngler zu führen.
Der Kläger hätte sich als Angestellter im 
öffentlichen Dienst darüber klar sein 
müssen, daß er hier etwas getan hat, was 
von der breiten Öffentlichkeit und ins­
besondere von der werktätigen Bevölke­
rung als eine bewußte Provokation auf­
zufassen ist. Der Kläger hat aus den 
Vorgängen, die sich in dieser Zeit in 
Leubsdorf abgespielt haben, nicht die 
nötige Konsequenz gezogen, die er als 
demokratischer Angestellter hätte ziehen 
müssen. Durch seine Haltung hat er seine 
politische Einstellung und seine wahre 
Absicht gezeigt und es ist der Gemeinde­
verwaltung nicht mehr zuzumuten, ihn 
länger zu beschäftigen. Die Gründe, die 
im Kündigungsschreiben vom 14. 5. 1950
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Im Namen des Volkes!

In Sachen des Forstsekretärs Hermann 
Witt, Boock Kläger

gegen die Landesregierung Mecklenburg 
Ministerium für Landwirtschaft, Abtl. 
Personal und Schulung, Schwerin

Beklagte
wegen Aufhebung der fristlosen Entlas­
sung und Wiedereinstellung 
hat das Arbeitsgericht für den Kreis 
Randow auf die mündliche Verhandlung 
vom 19. Mai 1950 für Recht erkannt:

1. ) Der Kläger wird mit seiner Klage 
kostenpflichtig abgewiesen.

2. ) Der Wert des Streitgegenstandes 
wird auf DM 2.184.— festgesetzt.

3. ) Der Betrag der Kosten wird wie 
folgt festgestellt:
a) Gerichtskosten DM 66.—
b) dem — zu erstattende Kosten 

DM
Gegen dieses Urteil wird die Be­
rufung zugelassen:

Von Rechts wegen! 
gez. Joachim gez. Zimmermann 

gez. Werth

Verkündet
am 19. Mai 1950.

gez. Jahnke,
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle.

Ausgefertigt:
Löcknitz, den 23. Mai 1950.

L. S. gez. Jahnke 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle des 
Arbeitsgerichts.

auf Grund der Eingabe der SED zu die­
ser Kündigung geführt haben, bestehen 
zu recht und die Nachprüfung des Kün­
digungsgrundes konnte für das Gericht 
zu keinem anderen Ergebnis führen. 
Wenn der Gemeinderat mit dem Perso­
nalausschuß und mit Zustimmung der 
BGL die Kündigung ausgesprochen hat, 
und zwar die ordentliche Kündigung, so 
ist dem Kläger insoweit entgegengekom­
men worden. Es bestand keine Veranlas­
sung, die Gründe, die zur Kündigung ge­
führt haben, als nichtig und rechtsun- 
wirksam anzuerkennen.
Aus alle diesen Erwägungen hat das Ge­
richt die Klage abweisen müssen.
Die Kostenpflicht beruht auf § 91 ZPO. 
und die urteilsmäßige Festsetzung des 
Wertes des Streitgegenstandes auf § 61 
Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 
23.12.1926.
Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel 
der Berufung nach Maßgabe der dem 
Urteil besonders vorgehefteten Rechts­
mittelbelehrung zulässig.

gez.: Reuther. 
Ausgefertigt am 12. Juli 1950 
Die Urkundsperson der Geschäftsstelle 

des Arbeitsgerichts Chemnitz 
gez. Reuther 

Arb.-Ger.-O.-Insp.
(Stempel)
L. S. Die Übereinstimmung mit der 

Urschrift wird hiermit beglaubigt. 
Leubsdorf, Sa., den 18. Nov. 1950 

Der Bürgermeister von Leubsdorf, Sa. 
(Unterschrift)
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